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„Wirtschaft 
ist kein 
Selbstzweck“ 

UNION Der Chef des CDU-
Arbeitnehmerflügels über 
zu viel Wettbewerb 

Rheinischer Merkur: Sind Sie mit dem 
Kompromiss der Großen Koalition beim 
Mindestlohn zufrieden? 
Karl-Josef Laumann: Mit dem Ergebnis bin 
ich sehr zufrieden. Wir werden zu einer 
Renaissance von Tarifverträgen kommen. 
Ich bin nicht der Meinung, dass der Staat 
die Löhne festlegen sollte. Jetzt müssen 
die betroffenen Branchen etwas daraus 
machen. 
RM: Wäre dieser Kompromiss mit der 
CDU auch dann möglich gewesen, wenn 
sie nicht durch die Große Koalition  
sozialdemokratisiert worden wäre? 
Laumann: Die Union als christliche Volks-
partei ist gegen zu niedrige Löhne. Leider 
sind die Tarifverbände in manchen Bran-
chen so schwach, dass es zu Verwerfun-
gen kommt. Der Wettbewerb soll über 
Qualität, Innovation und über Zuverläs-
sigkeit stattfinden – nicht über die Frage, 
wer den billigsten Arbeitnehmer beschäf-
tigt. Tarifverträge gehören zum Ord-
nungsrahmen Sozialer Marktwirtschaft. 
Mit einer Sozialdemokratisierung der Uni-
on hat das nichts zu tun.  
RM: Aber zu Zeiten des Leipziger Partei-
tags klang die CDU mit ihrer Reforma-
genda viel neoliberaler als heute . . . 
Laumann: Alle, die nach dem Leipziger 
Parteitag die Entsozialdemokratisierung 
der CDU gefeiert hatten, haben ihre ge-
rechte Strafe erhalten: Sie müssen mit So-
zialdemokraten zusammen regieren. Die 
Partei war im letzten Bundestagswahl-
kampf  öffentlich zu eng aufgestellt: Wir 
sind nicht mehr in der Lage, zusammen 
mit einer kleinen Partei die Regierung zu 
stellen. Das ist kein Ergebnis, das einer 
Volkspartei würdig ist. Wenn die Union 
wieder mit einer kleinen Partei regieren 
will, muss sie sich viel breiter aufstellen. 
RM: Sie haben einmal gesagt, dass die 
CDU ohne die CDA nicht das wäre, was 
sie ist. Was wäre die Union denn ohne 
ihren Arbeitnehmerflügel? 
Laumann: Die CDU ist eine christliche, ei-
ne soziale, eine liberale und eine konser-
vative Partei. Es würde unsere Mehrheits-
fähigkeit einschränken, wenn auch nur ei-
ner dieser Flügel absterben würde. 
RM: Hat Kurt Beck recht, wenn er sagt, 
der Neoliberalismus sei eine „Ideologie 
ohne Erdung“? 
Laumann: Fragen Sie Herrn Beck, was er 
damit meint. 
RM: Was ist für Sie Neoliberalismus? 
Laumann: Menschen brauchen Planbarkeit 
in ihrem Leben. Wenn sich Menschen für 
Familie und Kinder entscheiden sollen, 
brauchen sie einen festen Arbeitsplatz. 
Das menschliche Leben lässt sich nicht so 
flexibel gestalten, wie es sich Neoliberale 
vorstellen. Deshalb gehört beides zusam-
men: Freiheit für die Wirtschaft und Si-
cherheit für die Menschen.  
RM: Hat der Neoliberalismus ein falsches 
Menschenbild? 
Laumann: Wirtschaft ist kein Selbstzweck. 
Sie ist für die Menschen da. Der Mensch 
im Mittelpunkt, heißt einer der Leitsätze 
der CDA. Der Mensch ist ein Wesen, das 
von seiner Natur her auf  Solidarität und 
Gemeinschaft angelegt ist. Eine neolibera-
le Gesellschaft wäre keine menschliche 
Gesellschaft. Sie wäre mit dem Christen-
tum, unserer deutschen und europäischen 
Kultur unvereinbar. Die christliche Sozial-
lehre ist unser Lebensmodell. Sie ist die 
Grundlage für das Zusammenleben in der 
Gesellschaft, und ich bin sicher, dass es da-
für eine überwältigende Mehrheit gibt.  
RM: Ist Sozialstaatlichkeit Staatsräson in 
Deutschland? 
Laumann: Dass der Staat auch für soziale 
Sicherheit zu sorgen hat, ist das Wesen 
der Bundesrepublik Deutschland. Und das 
zu Recht.  

Die Fragen stellte Markus Fels. 
  
Karl-Josef Laumann ist Bundesvorsitzender 
der Christlich-Demokratischen Arbeitnehmer-
schaft (CDA) und Arbeitsminister in NRW.

Von Robin Mishra 

Druck: Forderungen nach mehr sozialer Gerechtigkeit haben die Große Koalition zum 
Umdenken bewogen. FOTO: STEFAN BONESS/IPON 

H
öhere und edlere Kräfte 
müssen es sein, die die wirt-
schaftliche Macht in strenge 
und weise Zucht nehmen: 

die soziale Gerechtigkeit und die sozia-
le Liebe.“ Das Zitat stammt weder 
vom Gründungsparteitag der Linken 
noch aus einem Aufsatz von Kurt Beck. 
Es handelt sich um einen Kernsatz der 
christlichen Soziallehre und findet sich 
in der Enzyklika „Quadragesimo an-
no“, die Pius XI. 1931 veröffentlichte. 

Die Anhänger einer so verstandenen 
humanen Marktwirtschaft feiern in die-
sen Tagen Triumphe. Kurt Becks Kritik 
am „Neoliberalismus“ hat zwar keinen 
parteitaktischen Gewinn gebracht, trifft 
aber durchaus ein Grundgefühl im 
Land. Konservative geben zu, dass sie 
den Kampf  um den Begriff  verloren 
haben. Die Einsicht, dass in Deutsch-
land ein üppiger Sozialstaat zur Staats-
räson gehört, gewinnt in der Parteien-
landschaft wieder an Boden.  

Die SPD versteckt die Agenda 2010, 
obwohl sie sich damit die Lorbeeren 
für den Aufschwung anheften könnte. 
Wenn Kanzlerin Angela Merkel vor In-
teressenvertretern der Wirtschaft auf-
tritt, wie in der vergangenen Woche 
beim eigenen Wirtschaftsrat, dämpft 
sie die Erwartungen auf  weitere Refor-
men. Die CDU weist jeden Vorwurf  
zurück, sie sei eine neoliberale Partei. 
Da wirkt die Nachricht wie ein Sym-
bol, dass Ex-Bundeskanzler Ludwig Er-
hard, Erfinder der Sozialen Marktwirt-
schaft, nie eingeschriebenes CDU-Mit-
glied war. Noch unumwundener führt 
die CSU das schwache Bundestags-
wahlergebnis der Unionsparteien 2005 
auf  die soziale Schieflage des Wahl-
kampfs zurück. 

Über Bande spielen 
Die Sozialausschüsse der Union kön-
nen mit der SPD über Bande spielen 
und dabei langjährige Wünsche wie 
den Mindestlohn durchsetzen. Das ver-
spricht der gesamten Union reichen Se-
gen. Sie kann sich durch konkretes Re-
gierungshandeln vom Ruf  zu großer 
Wirtschaftsnähe befreien. Und den Li-
beralen in den eigenen Reihen rufen 
Angela Merkel und Co. zu: Mit der 
SPD war eben nicht mehr drin. 

Selbst die FDP hat bei ihrem Stutt-
garter Parteitag versucht, den Eindruck 
sozialer Kälte zu zerstreuen. „Freiheit, 
Fairness, Chancen“ – so der Name des 
Leitantrages, in dessen Zentrum aus-
gerechnet die Sozialpolitik steht. Er-
staunlich für eine Partei, die immer 
wieder beklagt, in Berlin in Opposition 
zu mehreren „sozialdemokratischen“ 
Volksparteien zu stehen. 

Dass sich die deutschen Parteien 
nicht als Marionetten, sondern als Ge-
stalter der Wirtschaft verstehen, wäre 
an sich eine gute Nachricht. Sicher ist 
es im Blick auf  die junge Generation 
besser, Steuereinnahmen in die Haus-
haltssanierung fließen zu lassen, als un-
gedeckte Steuersenkungsversprechen 
zu machen. Auch eine Ideologie, die 

die Privatisierung öffentlicher Auf-
gaben generell zur Heilslehre erklärt, 
ist verdientermaßen gescheitert.  

Bedrohlich aber ist, dass die Renais-
sance des Sozialstaats schon wieder 
über das Ziel hinausschießt. Sie mün-
det in eine Regierungspolitik, die jegli-
che Reformbedürftigkeit des Systems 
ins Kleingedruckte verweist und den 
Neoetatismus zur Staatsräson erhebt. 
Gerhard Schröders Alarmruf  klingt 
wie aus der Zeit gefallen. „Der Umbau 
des Sozialstaates und seine Erneuerung 
sind unabweisbar geworden“, sagte 
ausgerechnet ein SPD-Kanzler am 
14. März 2003 in seiner Regierungs-
erklärung, die den Startschuss zur 
Agenda 2010 gab. Heute beobachtet 
nicht nur Hessens Ministerpräsident 
Roland Koch ausgerechnet unter einer 
CDU-geführten Regierung die „Renais-
sance der Staatsgläubigkeit“. 

Dabei sind in der Debatte die Begrif-
fe gehörig durcheinandergeraten. Der 
Liberalismus in seiner radikalen Ur-
form, auch Paläoliberalismus genannt, 
setzte den Markt absolut. Der Primat 
des Wettbewerbs korrespondierte mit 
einem Nachtwächterstaat, der sich nur 
um die Aufrechterhaltung der Ord-
nung und die formale Durchsetzung 
der Gesetze kümmert.  

Fortschrittliche Freiburger 
Demgegenüber ist der Neoliberalismus 
eine weiter entwickelte Denkschule. Er 
weist dem Staat die Rolle zu, die Märk-
te und den Wettbewerb so zu regulie-
ren, dass sie funktionsfähig bleiben. In 
Deutschland war es nach 1945 die Frei-
burger Schule, die mit dem Ordolibera-
lismus eine Stufe weiter dachte und 
dem Staat zubilligte, auch ethische und 
politische Ziele zu definieren, denen 
sich die Marktwirtschaft unterzuord-
nen habe.  

Der Aufschwung hat die Regieren-
den aber nicht zu entschiedenen Ordo-
liberalen, sondern vor allem bequem 
gemacht. Beim Mindestlohn hat 
Schwarz-Rot gegen die überwältigende 
Mehrheit der Sachverständigen gehan-
delt. Die individuelle Gerechtigkeit 
wurde der kollektiven vorgezogen. Es 
ist für den einzelnen Arbeitnehmer un-
gerecht, wenn er mit seiner Hände Ar-
beit nicht genug zum Leben verdient. 
Gesamtgesellschaftlich ist es wesentlich 
schlimmer, wenn die fraglichen Ar-
beitsplätze im Niedriglohnsektor durch 
zu hohe Lohnvorgaben ganz wegfallen. 

Bei der Gesundheits- und Pflege -
reform konnten sich SPD und Union 
problemlos auf  eine Ausweitung der 
Leistungen einigen. Auf  die Idee, dies 
durch eine Erhöhung der Sozialver-
sicherungsbeiträge zu finanzieren, hät-
te sich auch ein rot-rotes oder rot-rot-
grünes Regierungsbündnis problemlos 
einigen können.  

Strukturreformen? Fehlanzeige! Wie 
sehr hatte man darauf  gesetzt, dass ge-
rade ein Bündnis der Großen sich mit 
den Interessengruppen anlegt und dem 
Wettbewerb Beine macht. Davon aber 
ist längst nicht mehr die Rede. Um die 
Folgen der demografischen Entwick-

lung, die unsere Systeme zu sprengen 
droht, ist es beängstigend ruhig gewor-
den. Dass eine andere Regierung, und 
sei sie Schwarz-Gelb, sich dereinst an 
die unangenehmen Reparaturarbeiten 
machen und damit ihre Wahlchancen 
schmälern wird, glauben nur unverbes-
serliche Optimisten.  

Vor allem für die Unionsparteien er-
weist sich die Verschiebung allfälliger 
Reformen als gefährliches Spiel. Dies-
mal könnten sie es sein, die in der 
nächsten Legislaturperiode durch eine 
Wirtschaftskrise steuern müssen. Dann 
aber wird der Spielraum für weitere 
Leistungsverbesserungen ausgereizt 
sein und die maroden Systeme für alle 
offen zutage liegen.  

Auf  die christliche Soziallehre kann 
sich die regierungsamtliche Problem-
vertagung jedenfalls nicht berufen. Die 
Einhegung der ungefesselten Markt-
kräfte ist nur die eine ihrer Seiten. Jo-
hannes Paul II. hat in seiner Sozialenzy-
klika „Centesimus annus“ von 1991 
einmal mehr den Wert des Wett-
bewerbs hervorgehoben. National, 
aber auch global scheine „der freie 
Markt das wirksamste Instrument für 
die Anlage der Ressourcen und für die 
beste Befriedigung der Bedürfnisse zu 
sein“.  

Auch aus dem Sozialstaatsgebot des 
Grundgesetzes lässt sich die Höhe von 
Hartz IV oder ein Mindestlohn von 
7,50 Euro nicht ableiten. Dass Selbsthil-
fe grundsätzlich Vorrang vor Zwangs-
hilfe hat, haben nicht kalte Sanierer, 
sondern das Bundesverfassungsgericht 
festgestellt.

MARKTWIRTSCHAFT Ein Hoch dem Neoetatismus! Im Aufschwung fällt  
das Land auf alte Reflexe zurück: Es lebt über seine Verhältnisse 

Trügerischer Triumph 

Weltspitze in ideologischer Festigkeit 
WISSENSCHAFT Der deutsche Mainstream-Ökonom steht mit seinem Angebotsdenken international allein da 

Von Gustav A. Horn 

Es ist noch nicht lange her, da kam kei-
ne ernst zu nehmende Talkshow ohne 
den grimmig-ernst blickenden Öko-
nomen aus, der „Reformen“ anmahn-
te: flexibleren Arbeitsmarkt, weniger 
Kündigungsschutz, niedrigere Löhne, 
schwächere Gewerkschaften und mehr 
Druck auf  Arbeitslose. Ansonsten sei 
jedwedes Wachstum sowie ein Abbau 
der Arbeitslosigkeit unmöglich. Im 
Wahlkampf  2005 trat die CDU unter 
Angela Merkel an, eine solche Reform -
agenda zu verwirklichen. Unterstützt 
wurde sie von über 200 prominenten 
Ökonomen mit freundlicher För-
derung durch die arbeitgebernahe Ini-
tiative Neue Soziale Marktwirtschaft, 
die eine rasche Umsetzung einer sol-
chen Agenda – siehe oben – forderten. 

In jüngster Zeit sehen wir dagegen 
deutlich weniger nach Reformen rufen-
de Ökonomen in Talkshows. Auch die 
neoliberale Agenda der CDU aus dem 
letzten Wahlkampf  ist irgendwie ab-
handen gekommen. Selbst die FDP 
kann sich kaum noch an den Begriff  er-
innern. Was ist geschehen? 

Der deutsche Neoliberalismus erlebt 
gerade sein Waterloo, denn es ge-
schieht etwas, was nach Auffassung der 
Mehrheit der deutschen Ökonomen 
niemals hätte geschehen dürfen: Die 
deutsche Wirtschaft wächst und die Ar-
beitslosigkeit schrumpft, ohne dass die 
neoliberale Reformagenda umgesetzt 
worden wäre. Die gleichen Öko-
nomen, die noch vor wenigen Mona-
ten behaupteten, Deutschland könne 
nur um rund ein Prozent wachsen, er-
höhen nunmehr das von ihnen berech-
nete Wachstumspotenzial zum Teil 
drastisch und schreiben den Erfolg je-
nen Arbeitsmarktreformen zu, die sie 
vor kurzem noch als unzureichend gei-
ßelten. 

 
Dieses Wachstum ist so entstanden, wie es 
aus neoliberaler Sicht niemals hätte ent-
stehen dürfen. Es spricht Bände, dass 
der Aufschwung nicht – wie nach die-
ser Theorie notwendig – auf  dem re-
formierten Arbeitsmarkt begann, son-
dern – wie üblich – auf  dem Güter-
markt. Hier waren es vor allem die 
Bauinvestitionen, die nach Jahren der 
Krise überraschend eine Trendwende 

einlegten. Doch von ihnen ging in Ver-
bindung mit den ohnehin gut laufen-
den Exporten die Wende zum Besseren 
aus. Mit anderen Worten: Die verbes-
serte Binnennachfrage stand an der 
Wiege des Aufschwungs.  

Damit tritt ein Begriff  auf, der aus 
dem Vokabular der meisten deutschen 
Ökonomen gestrichen war: die Nach-
frage. Es ist ein Markenzeichen des 
deutschen Neoliberalismus, dass er sich 
unter Verzicht auf  Nachfrage definiert 
und das Heil allein in Angebotspolitik 
sucht. Dies unterscheidet die meisten 
deutschen Ökonomen von solchen im 
Ausland, die neben – durchaus auch 
sinnvoller – Angebotspolitik der Nach-
frage eine maßgebliche Rolle zubil-
ligen. Dort weiß man noch, dass eine 
kluge Wirtschaftspolitik beide Seiten 
des Marktes im Auge behalten muss.  

So erwarteten in Deutschland viele 
Ökonomen allen Ernstes, dass allein 
neoliberale Reformen am Arbeitsmarkt 
den Aufschwung brächten. Im Ausland 
weiß man hingegen, dass effizienzstei-
gernde Reformen auf  der Angebotssei-
te erst mit mehr Nachfrage ihre Wir-
kung entfalten können. Wenn also die 

Bundesagentur für Arbeit Arbeitslose 
nun reformbedingt effizienter vermit-
telt, wirkt das nur, weil die Unterneh-
men auch mehr Arbeit nachfragen. 

Entsprechend unterscheiden sich 
auch die Konzepte gegen ökonomische 
Krisen. In den USA und Großbritan-
nien betrieb man als Folge des Ein-
bruchs zu Beginn dieses Jahrzehnts ak-
tive Geld- und Finanzpolitik, um die 
Binnennachfrage zu stabilisieren und 
damit rasch die Schwäche zu überwin-
den. Die europäische Geldpolitik be-
gegnete der Situation dagegen zu-
nächst mit Attentismus, die Finanzpoli-
tik im weiteren Verlauf  sogar pro-
zyklisch. Im Ergebnis überwanden die 
USA und Großbritannien die Krise 
rasch, während Deutschland über Jahre 
in der Stagnation verharrte. 

 
„Halt!“, wendet an dieser Stelle der 
deutsche Mehrheitsökonom ein. Deutsch-
land habe im Unterschied zu diesen 
beiden Ländern primär strukturelle 
und weniger konjunkturelle Probleme. 
Eine aktive Konjunkturpolitik werde 
angesichts des unflexiblen deutschen 
Arbeitsmarktes unweigerlich zu über-

höhten Lohnsteigerungen und an-
schließender Inflation führen. 

Hier kommen wir zu einem wei-
teren Markenzeichen des neoliberalen 
deutschen Ökonomen: Er kennt genau 
den Unterschied zwischen strukturel-
len und konjunkturellen Problemen; er 
kann das Wachstumspotenzial, also das 
maximal erreichbare inflationsfreie 
Wachstum, jederzeit berechnen. Es ir-
ritiert ihn bei diesen Überlegungen 
nicht, dass die Tarifparteien während 
der vergangenen zehn Jahre auf  dem 
angeblich so verhärteten deutschen Ar-
beitsmarkt eine Lohnzurückhaltung 
praktiziert haben wie in keiner anderen 
größeren Volkswirtschaft. Es irritiert 
ihn auch nicht, dass er seine Potenzial-
größen schon oft – wie auch jüngst – 
deutlich korrigieren musste. 

Nein, den neoliberalen deutschen 
Ökonomen irritiert das alles nicht. Wis-
senschaftlich mag er sich damit interna-
tional zunehmend isolieren, in ideo-
logischer Festigkeit ist er spitze. 

 
Gustav A. Horn ist Direktor des Instituts 
für Makroökonomie und Konjunktur -
forschung der Hans-Böckler-Stiftung.
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NIEDERGANG DER NEOLIBERALEN In der Großen Koalition wird der Sozialstaat wieder großgeschrieben. Fluch oder Segen?


